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Die GKV-Kommission legt ihren Bericht vor – mit 66 Vorschlägen. Milliarden sollen

eingespart werden. Für Versicherte könnte es teurer werden.

Die Expertenkommission für die Reform der gesetzlichen Krankenkassen hat heute

ihren ersten Bericht offengelegt. Ziel ist es, das Milliardenloch der Krankenkassen zu

schließen und weitere Beitragserhöhungen zu verhindern. 

Für den Bericht hat die Kommission mehr als 1700 Vorschläge aus dem

Gesundheitswesen ausgewertet und zu 66 Maßnahmen gebündelt. Würden sie

vollständig umgesetzt, könnten die Krankenkassen im Jahr 2027 um rund 42,3 Milliarden

Euro entlastet werden. Bis 2030 wäre sogar ein Effekt von mehr als 60 Milliarden Euro

möglich.

Das Sparpotenzial liegt damit deutlich über der für 2027 erwarteten Finanzierungslücke

von rund 15 Milliarden Euro. Ein Großteil der Vorschläge könnte laut Kommission eine

Entlastung von rund 37 Milliarden Euro bringen, ohne die Versorgung zu verschlechtern.

Allerdings versteht das Gremium den Bericht ausdrücklich als Reformkatalog. Die

Politik wird daraus nur einzelne Maßnahmen umsetzen – und muss entscheiden,

wer am Ende die Kosten trägt. 
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Sollten die Reformen hingegen ausbleiben, drohen spürbare Mehrbelastungen für

Versicherte. Nach Berechnungen der Kommission könnte ein durchschnittliches Mitglied

bereits im kommenden Jahr rund 260 Euro mehr zahlen. Bis 2030 könnte die zusätzliche

Belastung auf bis zu 680 Euro pro Jahr steigen. Der durchschnittliche Zusatzbeitrag

würde in diesem Fall auf bis zu 4,7 Prozent steigen.

Eine Auswahl der Kommissions-Vorschläge: 

1. Ende der Mitversicherung von Ehepartnern

Gesundheitsministerin Nina Warken (CDU) hatte bereits deutlich gemacht, dass alle

Versorgungsbereiche, Ausgaben und Einnahmen auf den Prüfstand kommen.

Ein zentraler Vorschlag der Bundesregierung betrifft die bislang kostenlose

Mitversicherung von Ehepartnern. Derzeit sind laut Bundesgesundheitsministerium rund

15,6 Millionen Menschen beitragsfrei mitversichert – darunter etwa drei Millionen

Erwachsene. 

Statt der kostenlosen Mitversicherung könnte ein pauschaler Mindestbeitrag kommen:

225 Euro pro Monat (200 Euro Krankenversicherung + 25 Euro Pflegeversicherung)

das entspricht 2700 Euro pro Jahr zusätzlich

Die Belastung träfe Haushalte unterschiedlich stark. Bei niedrigen Einkommen könnte

das verfügbare Einkommen um rund 13 Prozent sinken, bei höheren Einkommen um

etwa fünf Prozent. Der Sozialverband VdK spricht von einer "versteckten

Beitragserhöhung", die vor allem Familien mit geringem Einkommen treffen würde.

Die Abschaffung der kostenlosen Mitversicherung könnte die Kassen nach Einschätzung

von Arbeitgebervertretern um rund drei Milliarden Euro jährlich entlasten. 

Die Expertenkommission bewertet diekostenlose Mitversicherung als

"versicherungsfremde Leistung". Das Einsparpotenzial wirdauf rund 3,5 Milliarden

Euro geschätzt.

2. Finanzierung von Bürgergeld-Empfängern aus Steuermitteln

Ein weiterer Streitpunkt ist die Finanzierung von Bürgergeld-Empfängern. Der Bund

zahlt derzeit nur einen Teil der Gesundheitskosten. Nach Angaben der Krankenkassen

entsteht dadurch eine Belastung von rund zehn Milliarden Euro pro Jahr, die letztlich von

den Beitragszahlern ausgeglichen werden muss.

Die Experten sehen hier ebenfalls Handlungsbedarf: Die Kommission empfiehlt, diese

Kosten künftig vollständig aus Steuermitteln zu finanzieren. Das Einsparpotenzial für

die Krankenkassen liegt bei rund zwölf Milliarden Euro pro Jahr.
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3. Gesundheitsschädliches Verhalten besteuern

Darüber hinaus werden zahlreiche weitere Maßnahmen diskutiert, wie:

höhere Steuern auf Tabak oder andere gesundheitsschädliche Produkte

Einführungeiner Zuckersteuer auf Softdrinks

Die Kommission schlägt vor, gesundheitsschädliches Verhalten stärker zu besteuern.

So könnte eine höhere Tabaksteuer Mehreinnahmen von rund 1,2 Milliarden Euro im

Jahr 2027 bringen, eine stärkere Alkoholbesteuerung rund 600 Millionen Euro. Eine

Zuckersteuer auf gesüßte Getränke könnte zunächst etwa 100 Millionen Euro

einbringen, bis 2030 sogar rund 500 Millionen Euro.

4. Mehrkosten für Patienten

Die Kommission schlägt auch vor, Versicherte stärker zu beteiligen. Versicherte

könnten künftig pro Medikament mehr aus eigener Tasche zahlen.

Beispiel: Kostet ein Medikament 80 Euro, zahlen Patienten rund acht Euro dazu. Künftig

könnten daraus bis zu zwölf Euro werden. Bei teureren Präparaten würde die maximale

Zuzahlung also der Eigenanteil von derzeit zehn auf bis zu 15 Euro steigen.

Mindestzuzahlung von 5 auf 7,50 Euro

Höchstbetrag von 10 auf 15 Euro

Insgesamt könnten so rund 1,9 Milliarden Euro eingespart werden.

5. Preisdeckel für Behandlungen und Medikamente

Ein besonders großer Hebel liegt laut Kommission bei Leistungserbringern wie Praxen,

Kliniken und Herstellern. Hier sehen die Experten Einsparpotenziale von bis zu 19

Milliarden Euro – etwa durch begrenzte Vergütungssteigerungen, Einsparungen bei

Kliniken oder Arzneimitteln. 

Demnach sollen Vergütungen für Ärzte, Kliniken und Medikamente künftig nicht stärker

steigen als die Einnahmen der Krankenkassen. Dadurch könnten bereits im kommenden

Jahr rund 5,5 Milliarden Euro eingespart werden.

6. Weniger Geld im Krankheitsfall

Beim Krankengeld sehen die Experten Einsparpotenzial: Künftig könnten Betroffene rund

fünf Prozentpunkte weniger erhalten als bisher. Dadurch ließen sich kurzfristig etwa 1,2

Milliarden Euro einsparen.

7. Streich-Liste von zusätzlichen Leistungen

Einige Vorschläge zielen direkt auf Leistungen der Krankenkassen.
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Diskutiert werden unter anderem:

Streichung von Homöopathie-Leistungen

weniger Zuschüsse beim Zahnersatz (Einsparung: rund 590 Millionen Euro)

Einschränkungen bei Zahnspangen für Kinder

mögliche Kürzungen bei Vorsorgeuntersuchungen: So könnte etwa das

Hautkrebsscreening vorübergehend ausgesetzt werden, weil der Nutzen nicht

eindeutig belegt sei.

Abschaffung freiwilliger Kassenleistungen wie Zuschüsse zu Gesundheitskursen

8. Pharmafirmen sollen zur Kasse gebeten werden

Auch die Pharmaindustrie soll stärker in die Pflicht genommen werden.

So könnten höhere Rabatte und strengere Preisregeln Einsparungen von mehreren

Milliarden Euro bringen. Künftig sollen Hersteller umso höhere Rabatte gewähren, je

erfolgreicher ein Medikament ist und je mehr Umsatz es macht. Vor allem bei besonders

stark verkauften Präparaten sieht die Kommission Einsparpotenzial von 700 bis 900

Millionen Euro pro Jahr.

Zusätzlich sollen die bestehenden Herstellerabschläge deutlich erhöht und künftig an die

Einnahmen der Kassen gekoppelt werden. Allein dadurch könnten im Jahr 2027 mehr als

zwei Milliarden Euro eingespart werden. 

9. Zweitmeinung vor Operationen

Neu ist auch ein verpflichtendes Zweitmeinungsverfahren vor bestimmten Operationen.

Patienten müssten sich vor Eingriffen dann eine zweite ärztliche Einschätzung einholen.

Ziel ist es, unnötige Operationen zu vermeiden – und Kosten zu senken.

Politische Vorschlag: Gesundheitsabgabe und Primärarztsystem

Die SPD hat zudem eine sogenannte "Gesundheitsabgabe" ins Spiel gebracht. Dahinter

steckt keine neue Steuer. Vielmehr sollen künftig mehr Einkommensarten in die

Finanzierung der Krankenkassen einbezogen werden. Konkret geht es darum, dass nicht

mehr nur Arbeitseinkommen beitragspflichtig ist, sondern auch:

Kapitaleinkünfte wie Zinsen, Dividenden oder Aktiengewinne

Einnahmen aus Vermietung

Im Gegenzug könnte der Beitragssatz für Arbeitnehmer deutlich sinken. In einem Modell

würde er von derzeit rund 17,8 Prozent auf etwa 14,0 Prozent fallen.

Menschen mit geringem Einkommen könnten dadurch mehrere hundert Euro im Jahr

mehr zur Verfügung haben. Spitzenverdiener und Vermögende würden hingegen

stärker belastet.
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Ein zentrales Reformprojekt der Bundesregierung ist zudem ein sogenanntes

Primärarztsystem. Patienten sollen künftig zunächst zum Hausarzt gehen, der sie bei

Bedarf an Fachärzte weiterleitet. Ziel: weniger unnötige Arztbesuche – und geringere

Kosten.

Die SPD fordert zudem mehr Fokus auf Prävention: Herz-Kreislauf-Erkrankungen sind

in Deutschland die häufigste Todesursache und verursachen Kosten von über 60

Milliarden Euro pro Jahr. Ein großer Teil davon gilt als vermeidbar. Mehr Vorbeugung

könnte die Gesundheit verbessern und die Kosten dauerhaft senken.

Streit über den richtigen Weg

Wie die Reform aussehen soll, ist politisch hoch umstritten. 

Arbeitgeber fordern ein "Ausgabenmoratorium", um die Kosten im System zu

begrenzen. Sozialverbände warnen hingegen vor Einschnitten zulasten der Versicherten.

Patientenvertreter kritisieren zudem ein "absurdes Vergütungssystem", bei dem vor

allem Arztkontakte bezahlt würden – nicht unbedingt der Behandlungserfolg.

Auch strukturelle Schwächen gelten als Problem:

zu viele Operationen

häufige Doppeluntersuchungen

unnötige Arztkontakte

Das ist die Finanzkommission Gesundheit

Bundesgesundheitsministerin Nina Warken (CDU) hatte die zehnköpfige

Finanzkommission Gesundheit im September eingesetzt. Ihr gehören Wissenschaftler

aus den Bereichen Ökonomie, Medizin, Sozialrecht, Ethik und Prävention an. 

Ihre Vorschläge sollen Grundlage für die geplante Finanzreform der schwarz-roten

Regierungskoalition im Gesundheitswesen werden.

Mitflieder der Expertenkommission:

1. Dagmar Felix (Professorin für Öffentliches Recht mit dem Schwerpunkt Sozialrecht,

Universität Hamburg)

2. Ferdinand Gerlach (Professor für Allgemeinmedizin und Direktor des Instituts für

Allgemeinmedizin, Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main)

3. Wolfgang Greiner (Professor für Gesundheitsökonomie und

Gesundheitsmanagement, Universität Bielefeld)

4. Michael Laxy (Professur für Public Health und Prävention, Technische Universität

München)

5. Jonas Schreyögg (Professor für Management im Gesundheitswesen, Universität

Hamburg)
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6. Leonie Sundmacher (Professorin für Gesundheitsökonomie, School of Medicine &

Health, Technische Universität München)

7. Gregor Thüsing (Professor für Arbeitsrecht und Direktor des Instituts für

Arbeitsrecht und das Recht der sozialen Sicherheit, Rheinische Friedrich-Wilhelms-

Universität Bonn)

8. Verena Vogt (Professorin für Quantitative Versorgungsforschung,

Universitätsklinikum Jena)

9. Eva Winkler (Onkologin und Professorin für Translationale Medizinethik, Universität

Heidelberg)

10. Amelie Wuppermann (Professorin für Volkswirtschaftslehre, insbesondere

Finanzwissenschaft, Universität Bayreuth)

mit dpa, AFP

Hannah Petersohn

6/6


